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Bekanntmachung
e, Nr . E . 1100/5. 17. K. R. ST.,
i° 33*ien,ej.i betreffend Beschlagnahme und Bestands-
g«Ä erhebung von Braunsiein.

vom 20. Juni 1917.
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NachstehendeBekanntmachung wird auf Ersuchen des König-
gch.n Kriegsministeriums hiermit zur allgemeinen Kenntnis ge¬
dreckt mit dem Bemerken, daß, soweit nichr nach den allgemeinen
°Ilmsgesetzrn höhere Strafen verwirkt sind, jede Zuwiderhandlung

gen die Be chlagnahmevorschriften nach 8 6 der Bekanntmachung
Wer die Sicherstellung von Kriegsbedarf in der Fassung vom 26.

1917 (Reichs-Gesetzbl. S . 376)*) — und jede Zuwiderhand-
liung gegen die Meldepflicht und Pflicht zur Führung eines Lager-
dduchs nach 8 5 der Bekanntmachungen über Borratserhebungen
Kt 2. F . bruar 1915, vom 3. September 1915 und vom 21. Oktober
M5 (Reichs-Gesetzbl. S . 54, 519 und 661.»" ) bestraft wird. Auch
«sinn der Betriest des Handelsgewerbes gemäß der Bekanntmachung
M Fernhaltung unzuverlässiger Personen vom Hände! vom 23.
«September 1915 (Reichs-Gesetzbl. S . 603) untersagt werden.

§ 1.

Lj

von der Bekanntmachungbetroffene Gegenstände.
j Bon dieser Bekanntmachung werden betroffen alle Vorräte an

Munstein (Mn 0 2) im Rohzustände, aufbereitet , in Mischungen
M Halbfabrikaten sowie Kunstbraunstein . Nicht betroffen sind
Dunstein und Kunstbraunstein in Fertigfabrikaten.
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8 2.
Beschlagnahme.

! Die von dieser Bekanntmachung betroffenen Gegenstände wer-
l hiermit beschlagnahmt.

_ . 8 3.
Wirkung der Beschlagnahme.

I Die Beschlagnahme hat die Wirkung, daß die Vornahme von
deränderungen an den von ihr berührten Gegenständen verboten
D und rechtsgeschäftliche Verfügungen über sie nichtig sind, so¬
mit sie nicht auf Grund der vorliegenden Anordnungen erlaubt
«erden.
7 Den rechtsgefchäftlichen Verfügungen stehen Verfügungen
gleich, die im Wege der Zwangsvollstreckung oder Arrestvollziehung
«folgen.

§ 4.
I verwendungs-, Verarbeitungs- und Veräuherungserlaubnis.
l Die Aufbereitung, Verarbeitung und Veräußerung der beschlag-
Mhmten Gegenstände ist nur gestattet auf Grund einer besonderen
Erlaubnis der Kriegs-Rohstoff-Abteilung des Königlich Preußischen
driegsministeriums.
[ Anträge auf Aufbereitungs -, Verarbeitungs - oder Veräuherungs-
ckaubnis von Braunstein im Rohzustände sind an die Manganerz-
dcsellschaftm. b. H. in Berlin SW 11, Königgrätzer Str . 97—99,
Anträge auf Verarbeitungs-«oder Vcräußerungserlaubnis von auf-
«eltetem oder zu Halbfabrikaten verarbeitetem Braunstein sowie

kunstbraunstiinan die Braunstein-Versorgungs-Gesellschaft m.
d. h., Berlin NW . 7, Dorotheenstraße 11, zu richten.

8 5.
Meldepflicht. •

C  Der von dieser Bekanntmachung betroffene Braunstein und
Kunstbraunftein unterliegt, sofern der Vorrat je 50 Kg, übersteigt,
einer Meldepflicht an die Kriegs-Rohstoff-Abteilung des Königlich
preußischen Kriegsministeriums.

8 6.
Rieldepslichtige Personen.

Zur Meldung verpflichtet sind:
1.

2.

alle Personen, welche Gegenstände der im 8 5 bezeichneten
Art im Gewahrsam haben oder aus Anlaß ihres Handels¬
betriebes oder sonst des Erwerbes wegen kaufen oder
verkaufen;
gewerbliche Unternehmer , in deren Betrieben solche
Gegenstände erzeugt oder verarbeitet werden;

) Mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Geldstrafe bis
zehntausend Mark wird, sofern nicht nach allgemeinen Straf-

8ei% n höhere Strafen verwirkt sind, bestraft:

2. wer unbefugt einen beschlagnahmten Gegenstand beiseite¬
schafft, beschädigt oder zerstört, verwendet, verkauft oder
kauft oder ein anderes Veräußerungs - oder Erwerbsge-
schäft über ihn abschließt;

3. wer der Verpflichtung, die beschlagnahmten Gegenstände zu
verwahren und pfleglich zu behandeln, zuwiderhandelt:

4- wer den erlassenen Ausführungsbestimmungen zuwider-
^ handelt.
*) Wer vorsätzlich die Auskunft, zu der er auf Grund dieser

ordnung verpflichtet ist, nicht in der gesetzten Frist erteilt oder
^lfntlich unrichtige oder unvollständige Angaben macht, wird mit
^ «ngnis bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu zehn-
jk 1?.™ Mark bestraft, auch können Vorräte , die verschwiegensind,
bjJWeU für dem Staate verfallen erklärt werden. Ebenso wird

wer vorsätzlich die vorgeschriebenen Lagerbücher einzurich,r °der zu führen unterläsit.oder zu führen unterläßt,
orbn, 'er ^ ^lässig die Auskunft, zu der er auf Grund dieser Ver-
ri.+.;in9 verpflichtet ist, nicht in der gesetzten Frist erteilt oder un-rk.:r )9 verpflichtet ist, nicht in der gesetzten Frist erteilt oder un-
^nge oder unvollständige Angaben macht, wird mit Geldstrafe
bis J,a dreitausend Mark oder im Unvermögensfalle mit Gefängnis

lechz Monaten bestraft. Ebenso wird bestraft, wer fahr-
ter(-6 vorgeschriebenen Lagerbücher einzurichten oder zu führen

3. Kommunen, öffentlich-rechtliche Körperschaften und Ver¬
bände.

Vorräte , die am Stichtage (8 7) sich unterwegs befinden, find
unverzüglich nach ihrer Ankunft von dem Empfänger zu melden.

8 7.
Stichtag, Meldefrist. Meldestelle.

Die Meldungen sind über die bei Beginn des 20. Juni 1917
(Stichtag) vorhandenen Bestände bis zum 30. Juni 1917 an den
Kommissar des Könialird Preukilicken Krieaqrninistptiiini« hei herKommissar des Königlich Preußischen Kriegsministeriums bei der
Eisenzentrale, Berlin SW 11, Königgrätzer Straße 97—99, zu er¬
statten.

8 8.
Meldescheine.

Die Meldungen haben auf den vorgeschriebenen amtlichen
Meldescheinen zu erfolgen, die von dem Kommissar des Königlich
Preußischen Kriegsministeriums bei der Eisenzentrale Berlin SW
11, Königgrätzer Str . 97—99, unter Angabe der Vordrucknummer
Bst. 1480b, anzufordern sind.

Die Anforderung der Meldescheineist mit deutlicher Unterschrift
und genauer Adresse zu versehen. Der Meldescheindarf zu anderen
Mitteilungen als zu der Beantwortung der gestellten Fragen nichtverwendet werden.

Von den erstatteten/ Meldungen ist eine zweite Ausfertigung
(Abschrift, Durchschrift, Kopie) von dem Meldenden bei seinen Ge¬
schäftspapieren zurückzubehalten.

8 9.
Laoerbuchführung und Auskunflserteilung.

Jeder Meldepflichtige (88 5 und 6) hat ein Lagerbuch zu führen,
aus dem jede Aenderung in den Vorratsmengen und ihre Verwen¬
dung ersichtlich sein muß. Soweit der Meldepflichtige bereits ein
derartiges Lagerbuch führt, braucht ein besonderes Lagerbuch nicht
eingerichtet zu werden.

Beauftragten Beamten der Militär - oder Polizeibehörde ist
die Prüfung des Lagerbuches sowie die Besichtigung der Räume
zu gestatten in denen meldepflichtigeGegenstände zu vermuten sind.

a)  sämtliche fahrbaren und ortsfesten Feuerbuchskessel mit
Heizröhren, sowohl solche mit fest verbundener Dampf¬
maschine (sogenannte Lokomobilen) als auch solche ohne
Dampfmaschine, sofern ihre Normalleistung mehr als 20
PS normal oder ihre Heizfläche mehr als 12 gm beträgt;

b) die zu den vorbezeichneten Kesseln gehörigen Sicherheitsvor¬
richtungen und sonstiges Zubehör sowie Reserveteile.

Unter Sicherheitsvorrichtungen sind sämtliche gesetzlich vorge¬
schriebenen Armaturen und Vorrichtungen, wie Wasserstandsan¬
zeigevorrichtung mit Schutzglas, Probierhähne , Kontrollstutzen mit
Dreiwegehahn, Manometer , Sicherheitsventile , Ablaßhahn, Speife-
oorrichtungen und Funkensänger zu verstehen.

Zu sonstigem Zubehör rechnen alle zur Inbetriebsetzung und
Bedienung nötigen Werkzeuge, wie Schaufeln, Schürhaken,
Krücken, Rohrbürste , Saugrohre , Schraubenschlüssel, Hammer,
Meißel, Venttlheber, Oelkannen usw., und bei den fahrbaren Loko¬
mobilen außerdem noch Deichsel, Wagen , Hemmschuh, Bremsklötze
mit Unterlagen zum Festklemmen der Fahrräder usw.

Als Reservekeile sind anzusehen etwa vorhandene Reserve--
Wasserstandsgläser, Gummipackungen, Roststäbe, Kolbenringe,
Rohrsysteme und dergleichen.

Die aufgeführten Gegenstände sind auch dann betroffen, wenn
sie sich nicht in gebrauchsfähigem Zustande befinden. In der Her¬
stellung begriffene Gegenstände unterliegen der Beschlagnahme ge¬
mäß dieser Bekanntmachung vom Zeitpunkt ihrer Fertigstellung ab.

Nicht betroffen werden:
Straßenzugmaschinen (Traktoren ), Straßenwalzen sowie
Dampfpflugmaschinen.

8 2.
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Beschlagnahme.
Die im 8 1 bezeichneten Gegenstände sind beschlagnahmt.

8 3.
Wirkung der Beschlagnahme.

8 10.
Anfragen und Anträge.

Anfragen und Anträge , die diese Bekanntmachung betreffen,
sind an die Kriegs -Rohstoff-Abteilung (Sektion E) des Königlich
Preußischen Kriegsminifteriums in Berlin SW . 48, Verl. Hede-
mannstr . 10, zu richten und am Kopfe des Schreibens mit der Auf¬
schrift: „Betrifft Braunstein -Beschlagnahme" zu versehen.

8 11.
Inkrafttreten.

Diese Bekanntmachung tritt mit dem 20. Juni in Kraft.
Frankfurt a . M., Mainz , den 20. Juni 1917.

Stellv. Generalkommando18. Armeekorps.
Der Gouverneur der Festung Mainz.

Die Beschlagnahme hat die Wirkung, daß die Vornahme von
Veränderungen an den von ihr berührten Gegenständen verboten
und rechtsgeschäftliche Verfügungen über sie nichtig sind, soweit nicht
nach den nachfolgenden Bestimmungen Ausnahmen gestattet sind.
Den rechtsgeschäftlichenVerfügungen stehen Verfügungen gleich,
die im Wege der Zwangsvollstreckung oder Arrestoollziehung er¬
folgen.

8 4.

Nr . 398.

Bekanntmachung
Nr . 592/4. 17. R . II . 4. e,

betreffend Beschlagnahme und Bestands
erhebung von Lokomobilen.

t  \

vom 20. Juni 1917.
Nachstehende Bekanntmachung wird auf Ersuchen des König¬

lichen Kriegsministeriums hiermit zur allgemeinen Kenntnis ge¬
bracht mit dem Bemerken, daß, soweit nicht nach den allgemeinen
Strafgesetzen höhere Strafen verwirkt sind, jede Zuwiderhandlung
gegen die Beschlagnahmevorschriftennach 8 6*) der Bekanntmachun¬
gen über die Sicherstellung von Kriegsbedarf in der Fassung voni
26. April 1917 (Reichs-Gesetzbl. S . 376) und jede Zuwiderhandlung
gegen die Meldepflicht nach 8 5**) der Bekanntmachungen über
Borratserhebungen vom 2. Februar 1915, 3. September 1915 und
21. Oktober 1915 (Reichs-Gesetzbl. S . 54, 549 und 684) bestraft
wird. Auch kann der Betrieb des Handelsgewerbes gemäß der Be¬
kanntmachung zur Frrnhallung unzuverlässiger Personen vom
Handel vom 23. September 1915 (Reichs-Gesetzbl. S 603 unter¬
sagt werden.

8 l.

Zulässige Veränderungen und Verfügungen.
Trotz der Beschlagnahme ist der ordnungsgemäße Weiterge¬

brauch der beschlagnahmten Gegenstände gestattet, solange das
Kriegsministerium , Kriegsamt , Waffen- und Munitions -Beschaf¬
fungsamt, Chefingenieur R . II 4 s , Berlin W 15, Kurfürsten¬
damm 193/94, keine andere Verfügung trifft . Ferner sind zulässig
alle Veränderungen , die zur Erhaltung oder Wiederherstellung der
Gebrauchsfähigkeit erforderlich sind.

Alle anderen Veränderungen und Verfügungen sind nur zu-
lä sig, wenn sie auf Veranlassung oder mit Zustimmung der genann-
ten Stelle erfolgen. Anträge auf Zustimmung zu Veränderungen
oder Verfügungen (z. B . Verkauf, Vermietung usw.) sind an die
zuständige Maschinen-Ausgleichstelle zu richten, welche die Anträge
nach Begutachtung durch die Kriegsamtsstellen des zuständigen stell¬
vertretenden Generalkommandos an das Waffen- und Munitions-
Beschaffungsamt zur Entscheidung weiterleitet.

Für solche Gegenstände der im 8 1 genannten Art , die sich als
Betriebsmittel in öffentlichen Elektrizitätswerken , Gasanstalten
und Wasserwerken befinden, ist die Befugnis , Veränderungen oder
Verfügungen zu veranlassen oder zu gestatten, auf das Kriegsamt,
Kriegs-Rohstoff-Abteilung, Sektion El , Berlin SW , Königgrätzer
Str . 28, übertragen , an welche Anträge unmittelbar (ohne Ver¬
mittelung der Maschinenausgleichstellen) zu richten sind.

8 5.
Meldepflicht.

Die im 8 1 bezeichneten Gegenstände unterliegen der Melde¬
pflicht, auch wenn sie ausbesserungsbedürftig sind.

Von der Bekannkznachung betroffene Gegenstände.
Von den Anordnungen dieser Bekanntmachung werden be¬

troffen:

*) Mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis
zu zehntausend Mark wird, sofern nicht nach allgemeinen Strafge¬
setzen höhere Strafen verwirkt sind, bestraft:

2. wer unbefugt einen beschlagnahmten Gegenstand beiseite¬
schafft, beschädigt oder zerstört, verwendet, verkauft oder
kauft oder ein anderes Veräußerungs - oder Erwerbsqe-
schäft über ihn abschließt;

3. wer der Verpflichtung, die beschlagnahmten Gegenstände zu
verwahren und pfleglich zu behandeln, zuwiderhandelt:

4. wer den nach 8 5 erlassenen Ausführungsbestimmunqen zu-
widerhandelt.

**) Wer vorsätzlich die Auskunft, zu der er auf Grund dieser
Verordnung verpf.ichtet ist, nicht in der gesetzten Frist erteilt oder
wissentlich unrichtige oder unvollständige Angaben macht, wird mit
Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis ' zu zehn-

- tausend Mark bestraft, auch können Vorräte , die verschwiegensind,
im Urteil für dem Staate verfallen erklärt werden. Ebenso wird
bestraft, wer vorsätzlich die vorgeschriebenen Lagerbücher einzurich¬
ten oder zu führen unterläßt . Wer fahrlässig die Auskunft, zu der
er auf Grund dieser Verordnung verpflichtet ist, nicht in der gesetz¬
ten Frist erteilt od-r unrichtige oder unvollständige Angaben macht,
wird mit Geldstrafe bis zu dreitausend Mark oder im Unvermö-
gensfalle mit Gefängnis bis zu sechs Monaten bestraft. Ebenso
wird bestraft, wer fahrlässig die vorgeschriebenen Lagerbücher ein-
zunchten oder zu führen unterläßt.

8 6.
Meldepslichtige Personen.

Von der Meldepflicht werden betroffen:
a) alle Personen , welche Gegenstände der im 8 1 bezeichneten

Art im Gewahrsam haben oder aus Anlaß ihres Handelsbe¬
triebes oder sonst des Erwerbes wegen kaufen oder ver¬
kaufen;

I>) gewerbliche Unternehmer , in deren Betrieben solche Gegen¬
stände erzeugt, ausgebessert oder verarbeitet werden;

c) Kommunen, öffentlich-rechtliche Körperschaften und Ver¬bände.
8 7.

Ausnahmen von der Meldepflichk.
Von der Meldepflicht nach 88 5 und 6 (aber nicht von der Be¬

schlagnahme gemäß 88 2, 3 und 4) ausgenommen sind diejenigen
Gegenstände der im 8 1 genannten Art, die regelmäßig dauernd in
einem Betriebe benutzt werden, der unter 8 2 des Gesetzes über den
vaterländischen Hilfsdienst vom 5. Dezember 1916 (Reichs-Gesetzbl.
S . 1333) fällt, nicht regelmästig dauernd benutzte Gegenstände der
im § 1 genannten Art sind auch von diesen Betrieben zu melden.
Soweit es sich um notwendige Reserven handelt, ist dies auf den
Meldekarten unter Bemerkungen anzugeben.

Bei öffentlichen Elektrizitätswerken , Gasanstalten und Wasser¬
werken, welche die von dieser Bekanntmachung betroffenen Gegen¬
stände <8 1) im Betriebe benutzen, entscheidet im Zweifel das
Kriegsministerium, Kriegsamt , Kriegs-Rohstoff-Abteilung, Sekt
EI , Berlin SW 11, Königgrätzer Str . 28, ob Meldepflicht oorliegt.
Bei allen anderen Anlagen, welche öffentlichen Zwecken dienen, sind
von der Meldepflicht nur diejenigen Maschinen ausgenommen,
welche die höchste Belastung zu decken haben. Hierzu darf dann
Eden " mettErer  Maschinensatz als notwendige Reserve gerechnet

Ferner sind von der Meldung befreit solche Gegenstände der im
8 1 genannten Art, welche am Tage des Inkrafttretens dieser Be-
kanntmachung sich in einem landwirtschaftlichen Betrieb befinden.
Nicht befreit sind die für ein Nebengewerbe des landwirtschaftlichen
Betriebes bestimmten Gegenstände.



§ 8.
Meldebestimmmtzgen.

Fü« die erste Meldung ist der mit Beginn des 20. Juni 1917
(Stichtag vorhanden« Bestand an meldepflichtigen Gegenständen
maßgebend. Di« Meldung hat dis zum 10. Juli 1917 (Meldefrist)
an die Verteilungsstelle für Lokomobilen beim Kriegsministerium,
Kriegsan« , Waffen- und Mumtions -Befchaffungsamt, Berlin W
15, Kursiststendamm 193-94 aus den amtlichen Meldekarten für Lo>
koEbilen zu erfolgen. Auf jeder Meldekarte darf nur eine Loko¬
mobile (Kessel) bezw. ein Moschknensatz gemeldet werden.

Es bestehen 5 Arten von Meldekarten und zwar:
Kennbuchstabe A für fahrbare Lokomobilen ohne Kondensation,
Kennbuchstabe B für fahrbare Lokomobilen mit Kondensation,
Kennbuchstabe 6 für ortsfeste Lokomobilen ohne Kondenfation.
Kennbuchstabe 1) für ortsfeste Lokomobilen mit Kondensation,
Kennbuchstabe E für fahrbare und ortsfeste Lokornobitkeffel.

Die Meldekarten sind genau nach den aufgedruckten Anweisun¬
gen Mtszttfükkctt rttik) dürfen keine weiteren Mitteilungen enthalten.
Bei reparaturbedürftigen Lokomobilen sind die vorhandenen Män¬
gel und der Umfang der erforderlichen Jnstandsetzungsarbeiten un¬
ter „Bemerkungen" uttd „fehlende Teile" zu melden.

Jeder zur Meldung Verpflichtete hat außer den Meldekarten
eine SammeNste auszrtfükken, in der alle seine Meldungen zufan*-
meUMtckgeüfind Und ctnzügeden ist, wem die Gegenstände gehören.

Wird einer der im 8 1 unter a und b aufgeführten Gegenstände
nach dem 29, Juni 1917 melde pflichtig durch Fertigstellung oder
durch Aufhören einer auf 8 7 gegründeten Ausnahme , so hat die
Meldung innerhalb von 3 Tagen an die vorbezeichnete Stelle zu
geschehen. Für die am Stichtage aus dem Versand befindlichen
Gegenstände ist der Empfänger meldspflichtig.

Meldungen, die bisher schon dem Kriegsministerium oder ande¬
ren Stellen gemacht worden sind, entbinden nicht von den durch diese
Bekanntmachung vorgeschriebenen Meldungen.

Die Meldekarten und Sammellisten für Lokomobilen sind von
der Verteilungsstelle für Lokomobilen beim Kriegsministerium,
Kriegsamt, Waffen- und Munitions -Beschaffungsamt, Chefin¬
genieur R. II 4 e, Berlin W 15, Kurfürstendamm 193/194, anzu¬
fordern. Die Anforderung hat postfrei auf einer Postkarte zu er¬
folgen, die nichts anderes enthalten darf als die kurze Anforderung
der erforderlichen Anzahl Karten jeder Art nach den vorstehenden
Kennbuchstaben sowie der Sammelliste , ferner deutliche Unterschrift
mit genauer Adresse und Firmenstempel . Die Anforderung kann
auch persönlich in der Zeit von 9—12 Uhr vormittags bei der vorbe-
zeichneten Stelle erfolgen.

8 9.
Enteignung.

Die von dieser Bekanntmachung betroffenen Gegenstände (§ 1)
können im Bedarfsfälle enteignet werden. Hiermit ist insbesondere
dann zu rechnen, wenn ein vom Waffen- und Munitions -Beschaf¬
fungsamt zuvor anempfohlener freiwilliger Verkauf oder Vermie¬
tung nicht innerhalb 8 Tagen zustande kommt.

Kommt im Falle der Enteignung eine Einigung über den Ueber-
nahmepreis nicht zustande, so entscheidet das Reichsschiedsgericht
für Kriegswirtschaft, Berlin W 10, Viktoriastraße 34.

8 io.
Lagerbuchsührung und Auskunftserteilung.

Jeder Meldepflichtige hat ein Lagerbuch zu führen, aus dem
die Vorräte und jede Aenderung der Vorräte an von dieser Be¬
kanntmachung betroffenen Gegenständen und ihre Verwendung er¬
sichtlich sein muß. Soweit der Meldepflichtige bereits ein solches
Lagerbuch führt, braucht ein besonderes Lagerbuch nicht eingerichtet
zu werden.

Beauftragten Beamten der Militär - und Polizeibehörden ist die
Prüfung des Lagerbuches sowie die Besichtigung der Räume zu ge¬
statten, in denen meldepflichtige Gegenstände vermutet werden
können.

811.
Anfragen.

Alle Anfragen , welche diese Bekanntmachung und die von ihr
berührten Gegenstände betreffen, sind zu richten an das Kriegs¬
ministerium, Kriegsamt , Waffen- und Munitions -Beschaffungsamt,
Chefingenieur R . II 4e , Berlin W 15 Kurfürftendamm 193/94,
soweit es sich nicht um Betriebsmittel von öffentlichen Elektrizitäts¬
werken, Gasanstalten und Wasserwerken handelt. Bei letzteren
sind die Anfragen an das Kriegsministerium , Kriegsamt , Kriegs-
Rohftoff-Abteilung Sekt. EI , Berlin SW 11, Königgrätzer Str . 28,
zu richten.

8 12.
Inkrafttreten.

Diese Bekanntmachung tritt am 20. Juni 1917 in Kraft.
Frankfurt a. M ., Mainz , den 20. Juni 1917.

Stellv. Generalkommando18. Armeekorps.
Der Gouverneur der Festung Mainz.

Rr . 399. Bekanntmachung
Nr . Mc. 1/3. 17. K. R. 2j.,

betreffend Beschlagnahme und freiwillige
Ablieferung von Einrichtungsgegenständen
aus Kupferu. Kupferlegierungen(Messing,

Rotguß, Tombak, Bronze).
vom 20. Juni 1917.

Nachstehende Bekanntmachung wird auf Ersuchen des König¬
lichen Kriegsministeriums hiermit zur allgemeinen Kenntnis ge¬
bracht mit dem Bemerken, daß, soweit nicht nach den allgemeinen
Strafgesetzen höhere Strafen verwirkt sind, jede Zuwiderhandlung
gegen die Beschlagnahmevorschriften nach 8 6*) der Bekanntmachung
über die Sicherstellung von Kriegsbedarf in der Fassung vom
26. April 1917 (Reichs-Gesetzbl. S . 376) und jede Zuwiderhandlung
gegen die Meldepflicht nach 8 5 **) der Bekanntmachungen über
Vorratserhebungen vom 2. Februar 1915, 3. September 1915 und
21. Oktober 1915 (Reichs-Gesetzbl. S . 54, 549 und 684) bestraft wird.
Auch kann der Betrieb des Handelsgewerbes gemäß der Bekannt¬

*) Mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis
zu 10 000 Mark wird, sofern nicht nach den allgemeinen Strafge¬
setzen höhere Strafen verwirkt sind, bestraft:

1. wer der Verpflichtung, die enteigneten Gegenstände heraus¬
zugeben oder sie auf Verlangen des Erwerbers zu über¬
bringen oder zu übersenden, zuwiderhandelt:

2. wer unbefugt einen beschlagnahmten Gegenstand beiseite-
schafst, beschädigt oder zerstört, verwendet, verkauft oder
kauft oder ein anderes Veräußerungs - oder Erwerbsgeschäft
über ihn abschiießt; .

3. wer der Verpflichtung, die beschlagnahmten Gegenstände zu
verwahren und pfleglich zu behandeln, zuwiderhandelt:

4. wer den erlassenen Ausführungsbestimmungen zuwider¬
handelt.

**) Wer vorsätzlich die Auskunft, zu der er auf Grund dieser
Verordnung verpflichtet ist, nicht in der gesetzten Frist erteilt oder
wissentlich unrichtige oder unvollständige Angaben macht, wird mit
Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 10 000
Mark bestraft; auch können Vorräte , die verschwiegen sind, im Ur¬
teile für dem Staate verfallen erklärt werden. Ebenso wird be¬
straft, wer vorsätzlich die vorgeschriebenen Lagerbücher einzurichten
oder zu führen unterläßt.

Wer fahrlässig die Auskunft, zu der er auf Grund dieser Ver¬
ordnung verpflichtet ist, nicht in der gesetzten Frist erteilt oder un¬
richtige oder unvollständige Angaben macht, wird mit Geldstrafe bis
zu 3000 Mark oder im Unvermögensfalle mit Gefängnis bis zu
6 Monaten bestraft. Ebenso wird bestraft, wer fahrlässig die vorge¬
schriebenen Lagerbücher einzurichten oder zu führen unterläßt.

machung zur Fernhaltung unzuverlässiger Personen vom Handel
vom 23. September 1915 (Reichs-Gesetzbl. S . 603) untersagt
werden.

81 .
Inkrasttrete« der Bekanntmachung.

Die Bekanntmachung tritt mit dem Beginn des 20. Juni 1917
! in Kraft.

8 2.
von der Bekanntmachungbetroffene Gegenstände.

Von der Bekanntmachung werden sämtliche aus Kupfer und
Kupferlegierungen (Messing, Rotguß , Tombak und Bronze) be¬
stehenden Gegenstände der nachfolgenden Gruppen betroffen, soweit
sie nicht zur gewerbsmäßigen Veräußerung oder Verarbeitung be¬
stimmt sind:

Gruppe A.
’ • • ' (Lfde. Rr . 1 bis 13.)

1. Außer Betrieb gesetzte Hauswasserpumpen und Rohrleitungen
dazu;

2. Barrierenstangen aller Art nebst Pfosten und Stützen;
3. Buchstaben von Firmen - und Namenbezeichnungen:
4. Garderobenhaken, Huthaken, Mantelhaken;
5. Gardinenrosttten , Gardinenhalter , Gardinenschnurquasten;
6. Gardinenstangen , Dorhangstangen , Portierenstangen sowie

-Ringe;
7. Arbeiterkontrollmarken, Garderobenmarken , Zahlmarken;
8. Schutzstangen und Schutzgitter an Fenstern und Türen aller

Art , auch solche von Untergrundbahnen , von Straßenbahn¬
wagen, von Kraftwagen , von Jachten, von Schissen, von
Schaufenstern, von Ladentüren , von Drehtüren , von Wmd-
fangtüren und von Fahrstuhltüren;

9. Stoßbleche und Sockelbleche an Ein- und Durchgangstüren
aller Art, an Ladentheken, an Schankbüfetts, an Ladentischen,
an Säulen und Pfeilern;

10. Treppenläuferstangen , Treppenläuferstangen -Endknöpfe;
11. Trepperstchutzstangenund -geländer, welche an Wänden an¬

gebracht, also,nicht freistehend sind, sowie Endigungen und
Halter dazu;

12. Wärmflaschen:
13. Hohlmaße (Maßgefäße ).

Gruppe B.
(Lfde. Rr . 14 bis 32.)

14. Verschraubte, aufgesteckte, verstiftete Zierknöpfe an Gittern,
an Treppengeländern , an eisernen oder hölzernen Garde¬
robenhaken, an Garderobenablagen , an Garderobenständern,
an Garderobengarnituren , an Schirmständern und an Betten;

15. abschraubbare und aushängbare Kerzenleuchter von Ma¬
nieren;

16. Aushängeschilder (Becken) der Barbiere;
17. Ausstellstangen, Windenkasten und Dächer von Markisen;
18. Bekleidungen von Heizkörpern;
19. Briefkastenschilder, Briefeinwürfe , soweit diese selbst nicht

eingemauert sind;
20. Füllungen und Handleisten von Geländern und von Balkon-

gittern;
21. Garderobenständer , Garderobenablagen und Schirmständer

aus Stängen , aus Stäben und aus Röhren:
22. Geländer und Griffe von Badewannen und Bädern;
23. Gewichte über 100 Gr . Stückgewicht:
24. Griffe, Ketten und Stangen zur Betätigung von Ventilations¬

klappen, von Ventilationsschiebern u. dergl.;
25. innere und äußere Bekleidungen (nicht Tragekonstruktionen)

von Haustüren , von Korridor - und Zimmertüren , von Laden¬
türen , von Windfangtüren , von Drehtüren , von Fahrstuhl¬
türen u. dgl., von Türrahmen , von Türnischen (Laibungen);

26. innere und äußere Bekleidungen (nicht Tragekonstruktionen)
von Fenstern , von Schaufenstern, von Schaukasten, von
Vitrinen und von Ausstellschränken;

27. innere und äußere Bekleidungen (nicht Tragekonstruktionen)
von Kassenschaltern, von Fahrstuhlkabinen , von Fahrstuhl¬
umwehrungen und von Telefonkabinen;

28. Namen, Firmen - und Bezeichnungsschilderüber 250 Quadrat¬
zentimeter Fläche (auch solche von Bahnen , Schissen, Ma¬
schinen usw., jedoch nicht Leistungsschilder von Maschinen):

29. Pfeiler - und Füllungsbekleidungen an Fassaden, soweit sie
nicht eingemauert sind;

30. Türklopfer;
31. Türknöpfe, Türgriffe , Türhandhaben , Türstangen (nebst zu¬

gehörigen Unterlagscheiben) — soweit sie nicht drehbar und
nicht verschiebbar sind, also z. B . nicht wie Türklinken zur
unmittelbaren Betätigung eines Schlosses dienen — an Haus¬
türen , an Korridor - und an Zimmertüren , an Ladentüren,
an Drehtüren , an Windfangtüren und an Fahrstuhltüren;

32. Ventilationsklappen, Luftgitter.

Gruppe 0.
(Lfde. Nr . 33 bis 36.)

33. Handtuchhalter, Schwammhalter , Seifenhalter , Wäschehaken,
Wäschekörbe:

34. Pfeiler - und Füllungsbekleidungen von Schanktischen, von
Büfetts , von Ladentischen u. dgl., soweit sie für gewerbliche
Zwecke gestimmt sind;

35. Tropfsiebe und sonstige lose Teile von Schanktischen, von
Büfetts , von Ladentischen u. dgl., soweit sie für gewerbliche
Zwecke bestimmt sind;

36. Gegenstände der Schausensterdekoration und Geschäftsaus¬
stattung, auch Zubehörteile dazu, wie Anschraubösen, Zi-
gazrenablagen , Dekorationsständer . Drahtständer , Gestelle
und Halter, Handschuhstützkissen, Hutarme und Hutständer,
Kartenständer und -Halter, Metallständer , Metallbüstenspitzen,
Messinghaken, Metallrahmen , Messingzahlplatten, Metall¬
arme für Glasplatten , Metallarme für Schirme, Packtisch¬
gitter, Schirmhülsen u. dgl., Schlangenarme , Stecknadel¬
schalen, Schaufenstergestelle nebst Zubehör , Verkaufsbehälter
und Verkaufsapparate für Kaffee, Tee, Kakao und Schoko¬
lade, Kaffcemühlentrichter, Konfektschalen, Konfektkörbe, Kon¬
fektkasten, Deckel von Standgläsern , Dekorationsränder , De¬
korationsschalen, Dekorationsvasen und Abwiegeschaufeln.

Vorstehende Gegenstände der Gruppen A, B und 0 fallen auch
dann unter die Bekanntmachung, wenn sie mit einem Ueberzug aus
Metall , Lack, Farbe u. dgl. versehen sind.

8 3.
Ausnahmen^

Ausgenommen von den Bestimmungen dieser Bekanntmachung
sind solch« der nach § 2 betroffenen Gegenstände, bei denen Kupfer
oder Kupferlegierungen nur als Ueberzug oder Plattierung über
einem durch diese Bekanntmachung nicht beschlagnahmten Material
verwendet sind. Hierzu gehören insbesondere alle diejenigen, sehr
häufig vorkommenden Gardinen - und Portierenstangen , Treppen¬
läuferstangen, Rohre an Schirmständern u. dgl., die aus mit Mes¬
singblech überzogenem Eisen bestehen.

Dagegen begründet die Verbindung eines nach 8 2 beschlag¬
nahmten Gegenstandes mit einer aus nicht beschlagnahmtem Ma¬
terial bett 'henden Traaekonstruktionen. wie bei Bekleidungen an
Türen , Schaufenstern, Schaukasten oder bei auf Holz montierten
Garderobenhaken, keine Ausnahme von den Bestimmungen dieser
Bekanntmachung.

Beschläge an Möbeln aller Art fallen nicht unter die Bekannt¬
machuna, soweit sie nicht in 8 2 besonders genannt sind.

Weiterhin sind ausgenommen : Buchstaben, Namenschilder und
, Bezeichnungsschildervon Denkmälern und Grabstätten , Gewichte für

analytische Wagen.
8 4.

von der Bekanntmachung betrostene Personen. Betriebe usw.
Bon der Bekanntmachung werden bettoffen:

alle Besitzer (natürliche und juristische Personen , einschließ¬
lich öffentlich-rechtlicher Körperschaften und Verbände *))

*) Demgemäß erstreckt sich die Beschlagnahme auch auf Gegen¬
stände in kirchlichem, stiftischem, kommunalem, Reichs- oder Staats¬
besitz.

der nach § 2 dieser Bekanntmachung betroffenen
stände.

8 5-
Beschlagnahme.

Alle von dieser Bekanntmachung betroffenen Gegenstä
werden hiermit beschlagnahmt.

8 6.
Wirkung der Beschlagnahme. W

Die Beschlagnahme hat die Wirkung, daß die Bornahme
Veränderungen an den von ihr berührten Gegenständen verbl
ist und rechtsgeschästliche Verfügungen über sie nichtig sind, j0!
sie nicht ausdrüÄich auf Grund der folgenden Anordnungen »>
etwa weiter ergehender Anordnungen erlaubt werden. Den r>
geschäftlichen Verfügungen stehe» Verfügungen gleich, die im
der Zwangsvollstreckung oder Arrestvollziehung erfolgen.

Trotz der Beschlagnahme sind alle Veränderungen
fügungen zulässig, die mit Zustimmung der mit der
der Bekanntmachung beauftragten Behörden erfolgen

und

Die Befugnis zum einstweiligen ordnungsmäßigen Gebrauck
der beschlagnahmten Gegenstände bleibt unberichrt.

8 i-
Freiwillige Ablieferung der beschlagnahmten Gegenstände und

Uebernahmepreste.
Die beschlagnahmten Gegenstände können bis auf weiteres

l mäß den Ausführungsbestimmungen der ^ ständigen beauftragt
, Behörde freiwillig zu den nachstehend genannten Uebernahmepreist.
I an die Sammelstellen abgekiesert wurden.

Die von den beauftragten Behörden zu zahlenden Uebernahmx.
preise werden wie folgt festgesetzt:

Uebernahmepreis für 1 Kg.
Kupfer Kupferlegierungen

Gruppe A 5,00 Ji  4,00 M
Gruppe B 5,75 JC  4,75 M
Gruppe C 6,50 5,50 M.

hierzu wird ein Zuschlag von 1 Mark für 1 kg . gewährt, wevi,
di« freiwillige Ablieferung bis zum 31. August 1917 erfolgt.

Etwa an den Gegenständen hastende, nicht aus Kupfer od»
Kupferlegierungen bestehende Teile sind vor der Ablieferung zu ent¬
fernen. Das Gewicht der nicht vorher entfernten Teile wird ge¬
schätzt und vom Gesamtgewicht des Gegenstandes abgesetzt.

Diese Uebernahmepreise enthalten den Gegenwert für die ab¬
gelieferten Gegenstände einschließlich aller mit der Ablieferung ver¬
bundenen Leistungen.

Irgendeine andere Preisfestsetzung, also auch eine Jnanspruch
nähme des Reichsschiedsgerichtsfür Kriegswirtschaft ist bei frei¬
williger Ablieferung ausgeschlossen.

8 8.
Meldepflicht und Enteignung.

Nach Ablauf der Frist für freiwillige Ablieferung sind die!
schlagnahmten Gegenstände zu melden. Das Eigentum wird
den Reichsmilitärfiskus übertragen werden, sie werden nötigenfaj
zwangsweise abgeholt werden. Nähere Bestimmungen hierüb
werden noch bekannt gemacht.

8 «.
Durchführung der Bekanntmachung.

Mit der Durchführung dieser Bekanntmachung werden dieselbe,!
kommunalverbändebeauftragt, denen bereits die Durchführung da>
BekanntmachungM. 1/10. 16. k . R. A. vom 1. Oktober 1916 bs
treffend Beschlagnahme, Bestandserhebung und Enteignung m»
Bierglasdeckeln und Bierkrugdeckeln aus Zinn und fteiwillige Ab. !
lieferung von anderen Zinngegenständen übertragen worden ist
Diese erlassen auch die Ausführungsbestimmungenhinsichtlich da|
Ablieferung der beschlagnahmten Gegenstände.

8 10.
Anfragen und Anträge.

Alle Anfragen und Anträge , die die vorstehende Bekamp
machung betreffen, sind an die beauftragten Kommunalbehörden;
richten und mit der Bezeichnung „Betrifft Einrichtungsgegenstän!

dürfen andere Angelegenheiten nicht behandelnzu versehen und
Frankfurt a . M„ Mainz , den 20. Juni 1917.

Stellv. Generalkommando18. Armeekorps.
Der Gouverneur der Festung Mainz.

Nr . 400.
Der Haushaltsplan des Landkreises Wiesbaden für das Rech!

nungsjahr 1917 ist von dem Kreistage wie folgt festgestellt worden.I

Eit «! A. Einnah
Mk.

me
Pf.

B. Ausga
Mk.

be

ü
l. Allgemeine Verwaltung 696648 36 676930 öS

II. Kteisbauamt 10000 — 16650
III. Eigene wirtschaftliche Unterneh»

münzen und Beteiligung an sol-
chen(8 3 des Kreis- und Pro¬
vinzialabgabengesetz«, 3683 41 4590 13

IV. Förderung der Landwirtschaft 18897 29 28063 79
V. Förderungv. Handelu. Gewerbe ' _ — 1075

VI. Kunst, Wissenschaftu. Unterricht 7*0 — 8300
VII. Verkehrsanlagen 16484 26 18730

VIII. Armeuwesen 13650 — 36450
IX. Krankenwes. u.Gesundheitspflege 307 50 8935
X. Polizeiverwaltung . . tzß — — 800

XI. Militärwesen ». 2956000 — 2870425
« XII. Zeuerwehrwesen — — 360
« XIII. Aufwendungen für Gendarmen — — 600
' XIV. Unterstützung leistungsschwacher

Gemeinden und im Interesse von
Gemeinden übernommeneAuf¬
wendungen, die nicht auf die
vorher aufgeführten verwal»
tungszweig«(I bis XIII) entfallen

> XV. Insgemein . . . .
900
879 18

6483
38307

43
ü

Summ«: 3716700 3716700 —

Wiesbaden, den 8. Juni 1917.
Der Vorsitzende des Kreisausschusses.

J .-Nr . II . 6437. von Heimburg.

£iti'
ooW
au«’

Rr . 401.
An die Magistrate und Gemeindevorstände.

Die demnächst dort eintreffenden geprüften Gemeindestru^
listen für das Steuerjahr 1917 sind nach 8 80 Absatz 3 des
kommensteuergesetzesin der Fassung der Bekanntmachung
19. Juni 1906 vom 25. ds. Mts . ab 14 Tage lang öffentlich
zulegen. , ^ .. M

Der Beginn der Offenlage ist vorher in ortsüblicher Westev
kannt zu machen. Die erfolgte Offenlage ist in der Gemeindesteue
liste an der dazu vorgeschriebenenStelle zu bescheinigen. J

Zum 15. k. Mts. sehe ich einer Anzeige darüber entgegen̂ ^die Offenlage der Gemeindesteuerliste in der vorgeschriebenen
stattgefunden hat.

Wiesbaden, den 18. Juni 1917.
Der Vorsitzende

der Einkommensteuer-Beranlagungs -Kommission für den
Landkreis Wiesbaden.

J .-Rr . III . 608. von Heimburg.

Nr . 402.
Die Maul - und Klauenseuche unter dem Rindviehbestande

Hosguts Mechtildshäuser-Hof bei Delkenheim ist erloschen. Die o
hängte Sperre ist wieder ausgehoben. ,

Wiesbaden, den 15. Juni 1917. .
Der Königliche Landra»'

L. 2319. von Heimburg.
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